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Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
Referat IIA5 - Wärmeplanung, Grundsatzfragen der Wärmeversorgung, 
Wärmenetzfinanzierung 

- Per E-Mail -  

Stellungnahme im Rahmen der Länderanhörung – Gesetz zur Änderung 
des Wärmeplanungsgesetzes 
Hier: Ihre Mail vom 28.04.2026 zur Einleitung der Länderanhörung für ein 
Gesetz zur Änderung des Wärmeplanungsgesetzes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, 

zum übermittelten Referentenentwurf des Gesetzes zur Änderung des Wär-
meplanungsgesetzes nehme ich wie folgt Stellung. 

Zu § 21 Nr. 7 (neu) – Anforderungen an einen Wärmeplan für ein Ge-
meindegebiet mit mehr als 45 000 Einwohnern 
Die hier geregelte Handlungsanweisung für die öffentliche Hand erscheint 
unpräzise und systematisch fremd im WPG. Derartige Vorgaben sind in an-
deren gesetzlichen Regelungen klar formuliert (vgl. z. B. GEG/GModG, 
EnEfG) und deshalb im WPG entbehrlich. Aus diesem Grund wird angeregt, 
die vorliegende Regelung zu streichen. 

Zu § 21 a, Absatz 1 
§ 21 Nr. 6 (neu) statuiert bereits die Pflicht zur Ergänzung um eine Kältepla-
nung für Gemeindegebiete mit mehr als 45 000 Einwohnern. Sofern § 21 a 
die vorzunehmende Kälteplanung konkretisiert, sollte der Satz 1 mit dem 
Wort „Wird“ eingeleitet werden. Da später folgende Wort „werden“ ist danach 
zu streichen:  

(1) Wird nach § 21 Nummer 6 eine Planung der Kälteversorgung 
durchgeführt werden, ermittelt die planungsverantwortliche Stelle 
[…], mit welchen Maßnahmen dieser Bedarf bis zum Zieljahr mit 
ausschließlich aus erneuerbaren Energien oder unvermeidbarer 
Abwärme erzeugter Kälte gedeckt werden kann.“ 

Zu § 21 a, Absätze 2 – 4 
Angeregt wird, die Absätze unter Hinweis auf die konkreten Regelungen 
nach § 12 KAnG (Klimaanpassungskonzepte) zu kürzen und zusammenzu-
fassen. 

Ihr/e Ansprechpartner/in: 
Jeffrey Ludwig 

Durchwahl:
Telefon +49 (361) 57-3911325  
Telefax +49 (361) 57-3911302 

Jeffrey.Ludwig@ 
tmuenf.thueringen.de 

Ihr Zeichen: 

Ihre Nachricht vom: 
29. April 2026 

Unser Zeichen: 
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1070-32-3414/8-36-
25101/2026 

Erfurt 

6. Mai 2026
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Zu § 22 a (neu) - Kleine Wärmeplanung für Gemeindegebiete mit 15 000 
Einwohnern oder weniger 
Das Anliegen des Gesetzgebers mit der Einführung der sog. kleinen Wär-
meplanung mit § 4 Abs. 4, 5 WPG i. V. m. § 22a WPG ist nachvollziehbar. 
Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass diese neue optionale Regelung 
Fragen aufwerfen, Unsicherheiten erzeugt und den Planungsprozess verzögern 
wird. Eine solche gravierende Änderung im laufenden Prozess der Wärmepla-
nung führt nach hiesiger Einschätzung zu einem erhöhten Verwaltungsauf-
wand. 

Zu § 22 a, Absatz 1 
Vorgeschlagen wird die Streichung des Klammerzusatzes (Kleine Wärme-
planung) im ersten Satz. Der neu eingeführte Begriff der „Kleinen Wärme-
planung“ steht bereits in der unmittelbar dem ersten Satz vorgelagerten 
Überschrift. Insofern stellt sie eine Doppelung zur Überschrift dar, irritiert 
beim Lesen und erhöht die Komplexität des Satzes. 

§ 22a Absätze 2 - 4 
Kritisch wird der zukünftige Umgang mit den im Einzelfall ausweisbaren Prüfge-
bieten im Rahmen der kleinen Wärmeplanung gesehen, wenn konkrete An-
haltspunkte vorliegen, dass eine wirtschaftliche Wärmeversorgung durch ein 
Wärme- oder Wasserstoffnetz oder ein Netz für grünes Methan möglich ist oder 
sein könnte. Eine jeweils vertiefte Untersuchung dieser Gebiete soll nach vor-
liegendem Gesetzentwurf im Anschluss an die Fertigstellung des Wärmeplans 
erfolgen.  

Mit der Formulierung „wenn eine vertiefte Untersuchung der Eignung des Teil-
gebiets […] im Anschluss an die Erstellung des Wärmeplans angezeigt ist“
bleibt unklar, in welchem Kontext diese vertieften Untersuchungen insbeson-
dere auch mit Blick auf die zu leistenden Konnexitätszahlungen stehen. Nach 
der Formulierung sind sie erst nach Beendigung der Wärmeplanung vorzuneh-
men und damit nicht Bestandteil der Wärmeplanung. Soll die vertiefte Untersu-
chung im Rahmen der Fortschreibung eines Wärmeplans erfolgen oder stellt 
die Untersuchung de facto ein eigenständiger und von der Wärmeplanung un-
abhängig zu bewertender (Neben)Bestandteil dar? Hintergrund sind hier Fragen 
im Zusammenhang mit der der Aufgabenübertragung an die Thüringer Kommu-
nen und die Berücksichtigung des dadurch verursachten Aufwands im Rahmen 
des Konnexitätsprinzips. Denn unbestritten ist, dass durch diese vertiefenden 
Untersuchungen ein zusätzlicher Aufwand bei den planungsverantwortlichen 
Stellen verursachen wird. Eine Klarstellung in der Gesetzesbegründung wird 
deshalb angeregt. 

Zu § 22 a, Absatz 5, Satz 1 
Angeregt wird, folgende Ergänzung zu prüfen: 
„(5) Die planungsverantwortliche Stelle informiert die Öffentlichkeit sowie die 
Fachaufsichtsbehörden über die Entscheidung zur Durchführung der kleinen 
Wärmeplanung nach § 13 Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 4 Absatz 4.“ 

Hintergrund für diesen Vorschlag ist, dass die Durchführung der Wärmepla-
nung als sog. „Kleine Wärmeplanung“ Einfluss auf die geleistete Konnexitäts-
zahlungen haben kann, die in den Bundesländern jeweils unterschiedlich gere-
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gelt ist. Eine Anzeigepflicht an die Fachaufsichtsbehörden erscheint jedoch aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung angezeigt.  

Zu § 24, Absätze 2 - 4 (neu) 
Der Bund regelt in Absatz 2 und 3 die Anzeigepflicht für die planungsverant-
wortlichen Stellen (Beginn ab Inkrafttreten der Novelle WPG) und die Bun-
desländer (betreffend die Wärmeplanungen, die vor dem Inkrafttreten der 
Novelle des WPGs begonnen wurde) und konkretisiert die Verfahren.  

Das stellt die Länder vor Herausforderungen: So liegen die Daten abge-
schlossener Wärmepläne der Fachaufsicht i.d.R. nicht in maschinenlesbarer 
Form vor. Es ist unklar, ob sie in maschinenlesbarer Form beschafft werden 
können oder ob und wie sie ggf. in ein maschinenlesbares Format konver-
tiert werden können. Technische Anforderungen sind ebenso wie systemsei-
tige Voraussetzungen auf Ebene der Kommunen und der Bundesländer zu 
erfüllen und ggf. erst zu schaffen. Derzeit wird eingeschätzt, dass von Seiten 
der planungsverantwortlichen Stellen nach Bekanntwerden dieser Regelun-
gen zahlreiche Frage an die Länder herangetragen werden, die derzeit noch 
in keiner Weise beantwortet werden können. Hierzu bedarf es weitere Ab-
stimmungen zwischen Bund und Ländern. 

Darüber hinaus ist anzumerken, dass der Datenraum nach Absatz 4 derzeit 
noch nicht zur Verfügung steht. Es ist unklar, wann dieser Datenraum einge-
richtet sein wird. Auch hierzu werden weitere Informationen benötigt. 

Zu § 32, Abs. 2 (neu) 
Vorgeschlagen wird, den Abs. 2 um einen Schlusssatz zu ergänzen: „Das 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle stellt diese Information den 
Ländern zur Verfügung.“ 

Zu Anlage 2, Abschnitt VII 
Die angestrebte Regelung wirft die Frage auf, warum diese Regelung nur für 
derartige Prüfgebieten im Rahmen der „Kleinen Wärmeplanung“ nach § 22a 
(neu) derart präzise geregelt wird.  

Angeregt wird die Prüfung, ob der Umgang mit derartigen Prüfgebieten auf „re-
guläre“ Wärmeplanungen nach § 13 WPG ausgeweitet werden kann. Hinter-
grund ist die erkennbare Tendenz bei planungsverantwortlichen Stellen, derar-
tige Prüfgebiete auszuweisen, um diese bis zum Jahr 2045 weiter als Prüfgebiet 
führen zu können, ohne für diese Gebiete ernsthaft einer Einteilung in voraus-
sichtliche Wärmeversorgungsgebiet zu erwägen. Dem könnte mit dem Auswei-
ten der Regelung entgegengewirkt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

gez. 
Thomas Walter 
Abteilungsleiter  
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Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig.


